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Von Martin Brodbeck

«Gleich lange 
Spiesse für ö!entli-
che und private 
Spitäler.» Das ist 
einer der Eckpfei-
ler der neuen 
Spitalfinanzierung 
des Bundes, die am 
1. Januar 2012 in 

Kraft tritt. Gebetsmühlenhaft wieder-
holen selbst kantonale Gesundheits-
politiker diese «gleich langen Spiesse». 
Doch ein Mechanismus, der bei der 
Umsetzung von neuem Bundesrecht oft 
zu beobachten ist, funktioniert auch bei 
der Spitalfinanzierung. Die Verselbst-
ständigung ihrer ö!entlichen Spitäler 
setzen die Kantone auf ihre Art um, und 
zwar so, dass ihre Häuser privilegiert 
werden. Von «gleich langen Spiessen» 
kann keine Rede sein. Zwei Elemente 
sind es, die wettbewerbsverzerrend 
wirken: Mehr oder weniger grosszügige 
staatliche Zahlungen für «gemeinwirt-
schaftliche Leistungen». Und die Bedin-
gungen, unter welchen die Kantone 
den Spitälern ihre Liegenschaften und 
Spitaleinrichtungen abgeben. 
So fallen die Betriebseinrichtungen in 
beiden Basel als «Sacheinlage» an die 
ö!entlichen Spitäler. Auf deutsch: 
gratis. Während das Claraspital sein 
neues Herzkatheterlabor klassisch 
finanzieren musste, konnte sich das 
Kantonsspital Liestal ein ähnliches Gerät 
über das vom Kanton dotierte Global-
budget bescha!en. Jetzt wird auch klar, 
warum viele ö!entliche Spitäler im 

Vorfeld der neuen Spital finanzierung 
ihren Gerätepark hoch gerüstet haben. 
Sei es über Global budgets (Baselland), 
sei es über Anscha!ungskredite des 
Grossen Rates (Universitätsspital Basel). 
Ab nächstem Jahr aber ist Schluss mit 
Globalbudgets oder direkt über die 
Staatskasse finanzierten neuen Gross-
geräten. Dann müssen auch die ö!entli-
chen Spitäler mit den Einnahmen aus 
jenen Fallpauschalen auskommen, die 
sie in den nächsten Monaten in harten 
Verhandlungen mit den Krankenkassen 
ausjassen. 

Der Kanton verdient Millionen
Allein schon die Gratisabgabe der 
Betriebseinrichtungen wird in der 
Startphase zu ungleichen Spiessen 
zwischen privaten und ö!entlichen Spi-
tälern führen. Doch in der Region Basel 
wird es auch zu ungleichen Spiessen 
zwischen den ö!entlichen Spitälern in 
Baselland und Basel-Stadt kommen. 
Basel wird seine Spitäler üppig ausge-
stattet in die Freiheit entlassen. Basel-
land knausert.
Im Baselbiet müssen das künftige 
Kantonsspital Baselland und die  
Psychiatrie Baselland den Bilanzwert 
von rund 200 Millionen Franken für die 
Standorte in Liestal, Laufen und auf 
dem Bruderholz über ein Darlehen des 
Kantons diesem verzinsen und zurück-
zahlen. Dazu kommen noch Baurechts-
zinsen, die sich an langfristigen Staats-
anleihen orientieren. In der Vorlage des 
Kantons wird für die Staatskasse mit 
jährlichen Einnahmen von 6,2 Millio-
nen Franken gerechnet. Basel hingegen 

ist grosszügig. Exakt bezi!ern lässt sich 
dies noch nicht. Aber allein schon die 
Formulierungen im regierungsrätli-
chen Ratschlag lassen aufhorchen: «Die 
Übertragung der Spitalbauten stellt 
einen Anteil der Vermögensausstattung 
der ö!entlichen Spitäler dar», heisst es. 
Und: «Im Übrigen ist die Übertragung 
der Spitalgebäude für den Kanton 
Basel-Stadt im Grunde zu jedem Zei-
punkt wertneutral, da der Kanton als 
Alleineigentümer der ö!entlichen 
Spitäler indirekt stets auch Eigentümer 
der Spitalbauten bleibt.» Diese gewun-
denen Formulierungen lassen den 
Schluss zu, dass die ö!entlichen Basler 
Spitäler (Universitätsspital, Felix-Plat-
ter-Spital und Universitäre Psychiatri-
sche Kliniken) die Gebäude gratis 
erhalten sollen. Ganz so werde es zwar 
nicht sein, heisst es in Basel. Doch sei 
klar, dass man eine andere Strategie 
verfolge als Liestal.

Das gilt insbesondere für die zweite 
Manövriermasse: Die «gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen». Damit gelten 
die Kantone jene Leistungen ab, welche 
nicht über die Fallpauschalen finanziert 
werden (u. a. Ausbildung, Forschung 
und Lehre). Dabei besteht ein Hand-
lungsspielraum. Die diese Woche 
publizierte Vorlage der Baselbieter 

Regierung an den Landrat weist dafür 
einen vergleichsweise bescheidenen 
Kantonsbeitrag von 15 Millionen 
Franken jährlich für Akutspital und 
Psychiatrie aus. In Basel-Stadt gibt es 
auch hier noch keine o"ziellen Zahlen, 
weil die Regierung noch nicht entschie-
den hat. Doch aus zwei verschiedenen 
Quellen weiss die BaZ, dass es eine 
hohe Summe ist: 125 Millionen Fran-
ken jährlich. Selbst wenn man den 
hohen Anteil an Lehre und Forschung 
in Basel berücksichtigt: Ein derart 
krasser Unterschied zwischen Stadt 
und Land macht deutlich, dass Basel 
seine ö!entlichen Spitäler mit einem 
Fallschirm in die Unabhängigkeit 
entlässt, Baselland mit einem Knirps.

Auf dem Buckel der Spitäler
Damit werden auch im Spitalbereich 
die Auswirkungen der aktuellen Spar-
politik deutlich. Künftig nimmt der 
Kanton Baselland von seinen Spitälern 
Zinsen ein und muss nicht mehr wie 
bisher deren Defizite tragen. Das sei 
«finanzpolitisch erträglich», heisst es in 
der Vorlage. Die ganze Spitalfinanzie-
rung bleibe kostenneutral. Im Klartext: 
Die Zusatzmillionen, welche der Kan-
ton künftig für ausserkantonale Spitä-
ler bezahlen muss, werden auf dem 
Buckel der eigenen Kantonsspitäler 
hereingeholt. Diese werden in den 
Verhandlungen mit den Kassen einen 
schweren Stand haben. Falls ihre 
Fallpauschalen zu tief sind, haben sie 
nur zwei Auswege: Sich verschulden 
oder einen harten Sparkurs fahren.
martin.brodbeck@baz.ch

Basel entlässt seine 
Spitäler üppig 
ausgestattet,  
Baselland knausert.

Liestaler Schüler beschreiten den Rechtsweg
Gymnasiasten wehren sich mit Vorschlägen und Rekursen gegen einen Klassenwechsel

Von Lukas Meili

Liestal. Komasaufen? Vandalismus? 
Keine Lust auf gar nichts? Die zwei jun-
gen Männer mit der trotzigen Haltung 
und dem entschlossenen Blick passen 
so gar nicht in die Schubladen, in die 
Jugendliche heute nur allzu gerne ge-
steckt werden. Anstatt in den Ferien 
rumzuhängen, kämpfen sie gegen einen 
Entscheid des Gymnasiums Liestal, das 
sie in eine andere Klasse verschieben 
will. Mittlerweile mit einem Rekurs 
beim Baselbieter Regierungsrat.

Dominic Bertschin und Jonas Moh-
ler heissen die beiden 17-Jährigen, die 
gegen ihre Schulleitung den Rechtsweg 
beschreiten. Sie und noch ein dritter 
Schüler mit Schwerpunkt Wirtschaft 
wurden – als «Notlösung», wie Bert-
schin sagt – zu Beginn des letzten Schul-
jahres zusammen mit Italienisch- und 
Spanisch-Schülern in eine gemischte 
Klasse verfrachtet: die 1ISW. «Eine Wo-
che vor den Ferien hat man uns nun  
gesagt, dass wir drei aus Spargründen 
in eine reine Wirtschaftsklasse verlegt 
werden», sagen Bertschin und Mohler, 
und ergänzen, dass bloss der alte und 
der neue Klassenlehrer darüber infor-
miert worden seien – alle anderen Lehr-
kräfte der 1ISW hätten von der Ver-
schiebung nichts gewusst. «Knackpunkt 
ist dabei ein Fach, das nur eine Stunde 
pro Woche ausmacht, aus Sicht der 
Schulleitung einen Klassenwechsel aber 
unumgänglich macht», sagt Mohler. 
Etwa 15 000 bis 20 000 Franken will die 
Schule in den nächsten zweieinhalb 
Jahren damit einsparen.

Die Fronten sind verhärtet
Gegen die Massnahme wehrte sich 

die ganze Klasse, E-Mails und Briefe 
wurden an die Schulleitung geschrie-
ben. Niemand will den guten Klassen-
zusammenhalt opfern, den Bertschin so 
beschreibt: «Einige schlechtere Schüler 
haben das Jahr nur gescha!t, weil sie 
von den Guten so beherzt unterstützt 
worden sind.» Zusammen haben die 
Schüler der 1ISW sogar einen Vorschlag 
erarbeitet, mit dem die Schule das Geld 
ohne einen Klassenwechsel einsparen 
könnte. «Wir hätten unseren freien 
Nachmittag geopfert – aber die Schul-

leitung hat unseren Vorschlag einfach 
ignoriert», sagen Bertschin und Mohler. 

Rektor Thomas Rätz wehrt sich: 
«Wir haben den Vorschlag geprüft, sind 
aber zum Ergebnis gekommen, dass er 
aus organisatorischen und stunden-
planerischen Gründen nicht umgesetzt 
werden kann.» Er verkompliziere die 
ohnehin komplexe Klassenzusammen-
stellung zusätzlich und verschlechtere 
den Stundenplan für Lehrer und Schü-
ler anderer Klassen. Ein Argument, das 
Bertschin und Mohler nur bedingt gel-
ten lassen. «Es ist nicht in Ordnung, dass 
wir für eine Notlösung der Schule ganz 
alleine büssen müssen.»

Rätz sagt weiter, dass die Schule 
Goodwill gezeigt und ihnen angeboten 
habe, die anfallenden Kosten für neue 

Bücher zu tragen. Doch die Fronten sind 
verhärtet. Bertschin: «Für uns wäre es 
selbstverständlich, dass wir für eine 
Entscheidung der Schulleitung, die wir 
nicht beeinflussen können, nichts be-
zahlen müssten.»

Jetzt solls die Regierung richten
Nachdem die Schulleitung ihren 

Vorschlag samt Rekurs abgewiesen hat-
te, zogen sie die Sache vor den Schulrat. 
Doch auch dort blitzten sie ab, weil er 
das Geschäft erst im neuen Schuljahr 
hätte behandeln können – und somit zu 
spät. Doch die Schüler lassen nicht  
locker und reichen dieser Tage einen 
Rekurs beim Regierungsrat ein – getreu 
dem Leitbild der Schule, das Engage-
ment, Eigenverantwortung und kriti-

sches Urteilsvermögen von den Schü-
lern fordert. «Ich finde es grundsätzlich 
toll, dass sich die drei für ihre Sache ein-
setzen», sagt Rätz. «Mir hat imponiert, 
wie gut und anständig sie argumentiert 
haben.» Aber zum Kämpfen gehöre 
auch, dass man sich mit gewissen Situa-
tionen abfinde – «besonders wenn sie 
für die Gesamtheit mehr Vorteile brin-
gen als Nachteile für die einzelnen». 

«Natürlich würden wir uns irgend-
wann damit abfinden», sagen Bertschin 
und Mohler. «Bevor wir nicht alle Mög-
lichkeiten ausgeschöpft haben, um in 
unserer Klasse zu bleiben, sind wir aber 
noch nicht bereit dazu.» Die Schüler 
meinen es ernst: Sollte auch die Regie-
rung ihren Rekurs zurückweisen, zie-
hen sie die Sache vors Kantonsgericht.

:ROOHQ�VLFK�QLFKW�PLW�%HVFKOXVV�DEðQGHQ� Die Liestaler Gymnasiasten Jonas Mohler (links) und Dominic Bertschin 
schöpfen alle rechtlichen Mittel aus, um in ihrer Klasse zu bleiben. Foto Mischa Christen

nachrichten

Jugendlicher auf der 
Strasse ausgeraubt

Therwil. Ein 18-jähriger Schweizer 
wurde in der Nacht auf gestern auf 
dem Nachhauseweg in der Bahnhof-
strasse von Unbekannten überfallen 
und ausgeraubt. Wie die Polizei 
meldet, wurde er von hinten zu Boden 
geschlagen. Anschliessend wurde sein 
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in unbekannte  Richtung. Der Jugendli-
che erlitt keine schweren Verletzungen, 
klagte aber über K opfschmerzen. 
Von der Täterschaft fehlt jede Spur, der 
 Jugendliche erwähnte jedoch, dass 
ihm zuvor im Tram eine Gruppe 
 jugendlicher Ausländer negativ auf-
gefallen sei. 

Lernfahrer stürzt  
mit Motorrad
/ÃXIHOðQJHQ��In der Unteren 
 Hauensteinstrasse kam am Donners-
tagabend kurz nach 20 Uhr ein 
 28-jähriger Lernfahrer mit seinem 
Motorrad zu Fall. Er war von 
�/ÁXIHOĺQJHQ�KHU�LQ�5LFKWXQJ�3DVVKÓKH�

unterwegs und wollte kurz vor der 
Passhöhe ein vor ihm fahrendes 
 Motorrad überholen. Als dieses nach 
links abbog, musste der junge Fahrer 
bremsen und ausweichen – und stürzte. 
Er zog sich Verletzungen zu und wurde 
ins Spital gebracht. 

Täter setzen auf 
Gutgläubigkeit
Polizei rät, kein Geld zu geben

Frenkendorf/Liestal. Die Betrüger, die 
einen Rentner um 200 000 Franken ge-
prellt haben, sind noch nicht gefasst. 
Der 74-Jährige hob das Geld von der 
Bank ab und übergab es vermeintlichen 
Teppichverkäufern (BaZ von gestern). 
Doch gestern meldete die Basler Polizei, 
dass dank einer aufmerksamen Bankan-
gestellten ein Betrug an einer Rentnerin 
verhindert worden sei (Seite 25). Auch 
die Basellandschaftliche Kantonalbank 
schule ihr Personal, damit es in solchen 
Fällen gezielt Fragen stellen könne, sagt 
Mediensprecher Christoph Loeb. So 
werde beispielsweise nachgefragt, ob 
man den Betrag nicht auch überweisen 
könne oder ob dem Kunden die Geld-
empfänger bekannt seien. 

Generell zum Thema Trickbetrüger 
sagt Meinrad Stöcklin, Mediensprecher 
der Baselbieter Polizei: «Zusätzlich per-
fid ist, dass die Täterschaft stets auf die 
Gutgläubigkeit von älteren Menschen 
setzt.» Diese seien in der Regel in einer 
Zeit und an Orten aufgewachsen, wo 
man sich gegenseitig vertrauen konnte. 
Um solche Betrügereien zu vermeiden, 
könnten Verwandte oder andere nahe-
stehende Personen Senioren immer 
wieder darauf hinweisen, dass sie Nein 
zu Geldforderungen jeglicher Art sagen 
sollen. Zum geprellten Rentner in Fren-
kendorf sagt er nur so viel: «Ihm ist be-
wusst, was passiert ist.» Der Schreck 
sitze ihm tief in den Knochen. ffl

läng d achs und gib im

Von Heiner Oberer

D Kchollege häi allwääg scho rächt 
ghaa. Iich hätt scho eender mit Stab-
hochspringe müese hööre. Jetz han 
ich s Gschänk. Es duet miir nämmlig 
scho lenger der lingg Flosse huere-
meessig wee. Iich haa gchüüderled, 
gsalbed, yybunde, Fuessbeeder gnoo 
und öbbe drei Duube «Unguentolan» 
an Fuess gschmiirt. Es hed aber alles 
nüt gnützt: Schlussemäänd han iich 
glyych zum Dokter müese. Dä hed myy 
Scheichen aagluegt und gsäit: Doo 
mache miir e «Brässlufthammer-
 Therapie»! Zerscht bin iich e chlyy 
verschrocke, bii denn aber froo gsii, as 
miir der Dokter nit e «Brässluftboorer-
Therapie» verschriibe hed.

hueremeessig = verdammt
chüüderle = umsorgen

br̈sslufthammer


